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1. Verlängerung der Corona-Hilfen bis März 2022 
 
Das Bundesfinanz- und das Bundeswirtschaftsministerium haben sich am 24.11.2021 auf die 
Modalitäten zur Verlängerung der Corona-Wirtschaftshilfen und des Kurzarbeitergeldes geeinigt.  
Die Corona-Wirtschaftshilfen werden bis Ende März 2022 verlängert. Ebenso wird die aktuell gel-
tende Neustarthilfe Plus, mit der Soloselbstständige, Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, 
unständig Beschäftigte sowie kurz befristet Beschäftigte in den Darstellenden Künsten zur Bewäl-
tigung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie bis zu 1.500 € im Monat an Zuschüssen 
erhalten können, bis Ende März 2022 verlängert. Die Verlängerung gilt ebenfalls für die Härtefall-
hilfen, die in der Zuständigkeit der einzelnen Bundesländer liegen. 
Bereits jetzt können berechtigte Aussteller auf Weihnachtsmärkten die Überbrückungshilfe III Plus 
erhalten. Im Rahmen der neuen Überbrückungshilfe IV soll der Zugang zum Eigenkapitalzuschuss 
für Aussteller auf Weihnachtsmärkten erleichtert werden. Voraussichtlich müssen sie nur für ei-
nen Monat einen relevanten Umsatzrückgang nachweisen.  
Bitte beachten Sie: Bei Ausarbeitung dieses Informationsschreibens lag für die Regelungen zur 
Überbrückungshilfe IV noch kein verbindlicher Fragen-/Antworten-Katalog (FAQ) vor. Zu Einzelhei-
ten bei der Ausgestaltung der Überbrückungshilfe IV werden wir Sie bei Vorliegen konkreter In-
formationen auf dem Laufenden halten. Ansonsten sollen nach Aussage des Bundeswirtschafts-
ministeriums für die Überbrückungshilfe IV die gleichen Zugangsvoraussetzungen wie bei der 
Überbrückungshilfe III Plus gelten. Unternehmen sollen weiterhin einen Umsatzrückgang von 
mindestens 30 % im Vergleich zum Referenzmonat 2019 nachweisen müssen. Bei Umsatzausfäl-
len ab 70 % sollen sie in der Überbrückungshilfe IV bis zu 90 % (vorher 100 %) der Fixkosten er-
stattet bekommen.   
Für den erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld, der ebenfalls bis zum 31.3.2022 verlängert 
wurde, gelten unverändert die bisherigen Voraussetzungen. So kann ein Betrieb Kurzarbeit an-
melden, wenn mindestens 10 % der Beschäftigten vom Arbeitsausfall betroffen sind. Dabei muss 
auf den Aufbau von Minusstunden vollständig verzichtet werden. Auch Leiharbeitnehmer haben 
Zugang zum Kurzarbeitergeld.  
Bis 31. Dezember werden den Arbeitgebern die Beiträge zur Sozialversicherung zu 100 %; mit der 
Verlängerung nur noch zu 50 % von der Bundesagentur für Arbeit erstattet. Die anderen 50 % 
können Arbeitgeber für Beschäftigte erhalten, die während der Kurzarbeit eine Weiterbildung be-
suchen. Die maximale Bezugsdauer beträgt 24 Monate. 
 
 
2. Steuer-ID ab 2022 auch im Minijob melden 
 
Auch der Verdienst aus einem Minijob ist steuerpflichtig. Der Arbeitgeber kann selbst entschei-
den, ob der Verdienst pauschal oder nach individuellen Merkmalen (Lohnsteuerklassen) des Mi-
nijobbers versteuert werden soll. 
Arbeitgeber müssen ab dem 1.1.2022 die Steuer-IDs ihrer gewerblichen Minijobber im elektroni-
schen Meldeverfahren an die Minijob-Zentrale übermitteln. Dies gilt unabhängig davon, ob Ar-
beitgeber die Steuer pauschal an die Minijob-Zentrale zahlen oder die individuelle Besteuerung 
nach der Lohnsteuerklasse über das Finanzamt vornehmen. Zudem müssen sie in der Datenüber-
mittlung die Art der Versteuerung angeben. 
Die Steuer-ID ist eine persönliche Identifikationsnummer, die nur einmal vergeben wird und dau-
erhaft gültig bleibt. Sie ändert sich z. B. auch nicht nach einer Namensänderung, einer Änderung 
des Personenstandes oder nach einem Umzug. Finanzbehörden sollen durch die Nummer in die 
Lage versetzt werden, zulässige Überprüfungen vorzunehmen und vorhandene Informationen 
zuzuordnen. 
 
 
 



3. Aufbewahrung von Rechnungen bei elektronischen Registrierkassen  
 

Nach den Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes (UStG) muss der Unternehmer ein Doppel der 
Rechnung, die er selbst oder ein Dritter in seinem Namen und für seine Rechnung ausgestellt hat, 
sowie alle Rechnungen, die er erhalten oder die ein Leistungsempfänger oder in dessen Namen 
und für dessen Rechnung ein Dritter ausgestellt hat, 10 Jahre aufbewahren. Die Rechnungen müs-
sen für den gesamten Zeitraum die Anforderungen der Vorschriften des UStG erfüllen. Die Aufbe-
wahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die Rechnung ausgestellt 
worden ist. 
Nunmehr äußert sich das Bundesfinanzministerium zur Aufbewahrung von Rechnungen, die Un-
ternehmer mithilfe elektronischer oder computergestützter Kassensysteme oder Registrierkassen 
erteilen. Danach ist es hinsichtlich der erteilten Rechnungen ausreichend, wenn ein Doppel der 
Ausgangsrechnung (Kassenbeleg) aus den unveränderbaren digitalen Aufzeichnungen reprodu-
ziert werden kann, die auch die übrigen Anforderungen der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung (GoBD) erfüllen, insbesondere die Vollständigkeit, Richtigkeit und Zeitgerechtigkeit 
der Erfassung. 
 
 

4. Gewinnerzielungsabsicht bei kleinen Photovoltaikanlagen bzw. Blockheizkraftwerken 
 

Mit Schreiben vom 29.10.2021 präzisierte das Bundesministerium für Finanzen (BMF) die steuer-
liche Vereinfachungsregelung beim Betrieb kleiner Photovoltaikanlagen (mit einer installierten 
Leistung von bis zu 10 kW/kWp) und vergleichbarer Blockheizkraftwerke (mit einer installierten 
Leistung von bis zu 2,5 kW/kWp).  
Danach unterstellt das Finanzamt ohne weitere Prüfung, dass ein einkommensteuerlich unbe-
achtlicher Liebhabereibetrieb vorliegt, wenn der Betreiber schriftlich erklärt, dass er die Verein-
fachungsregelung in Anspruch nehmen möchte. Die Erklärung wirkt auch für die Folgejahre. Wird 
die Vereinfachungsregelung genutzt, entfällt die ggf. erforderliche, aufwendige Prognoserech-
nung und es muss – auch bei bereits bestehenden Anlagen – keine Gewinnermittlung mehr er-
stellt werden.  
Wenn die nötigen Voraussetzungen erfüllt sind, ist die Inanspruchnahme der Vereinfachungsrege-
lung bereits seit einiger Zeit möglich. Die Rahmenbedingungen wurden in einem Schreiben des 
BMF vom 2.6.2021 aufgeführt. Offenbar gab es seitdem in der Praxis zahlreiche Zweifelsfragen.  
 
Daher führt das BMF nun genauer aus, dass die Antragsmöglichkeit nicht nur für natürliche Per-
sonen, sondern auch für Mitunternehmerschaften besteht. Der Antrag ist dann durch den Vertre-
ter/den Empfangsbevollmächtigen oder alle Mitunternehmer gemeinsam zu stellen.  
 
Alle Photovoltaikanlagen/Blockheizkraftwerke (BHKW), die von einer antragstellenden Person 
betrieben werden, bilden einen einzigen Betrieb. Ein Antrag auf die Anwendung der Vereinfa-
chungsregelung kann gestellt werden, wenn die installierte Gesamtleistung aller Anlagen nicht 
mehr als 10 kW/kWp beträgt. Analog dazu dürfen mehrere BHKW in der Summe eine installierte 
elektrische Gesamtleistung von bis zu 2,5 kW nicht überschreiten. Dies gilt unabhängig davon, ob 
die Anlagen auf demselben oder auf unterschiedlichen Grundstücken stehen.  
So ist es auch nicht relevant, ob die Anlagen technisch voneinander getrennt oder verbunden 
sind. Auch solche Anlagen sind einzubeziehen, die die übrigen Voraussetzungen der Vereinfa-
chungsregelung nicht erfüllen (z. B. Anlagen, deren Strom einem Mieter des Antragstellers zur 
Verfügung gestellt wird). Für Anlagen, deren Werkleistungseinspeisung auf 70 % begrenzt ist, 
bleibt die installierte Leistung maßgebend. Übersteigt diese die festgelegten Leistungsgrenzen, 
ist die Vereinfachungsregel nicht anwendbar.  
 
 
 



5. Fahrtenbücher mit kleinen Mängeln 
 

Mängel und Ungenauigkeiten in den Fahrtenbüchern führen immer wieder zu Meinungsverschie-
denheiten zwischen den betroffenen Unternehmern und der Finanzverwaltung. Das liegt daran, 
dass in den meisten Fällen Angaben fehlen oder nicht richtig vermerkt wurden, sodass einzelne 
Sachverhalte nicht mehr glaubhaft sind oder nachvollzogen werden können. 
Sofern keine hinreichende Gewähr für die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben vorliegt, 
kann das Finanzamt die 1-%-Regelung anwenden, welche sich meistens zu Ungunsten des Steu-
erpflichtigen auswirkt. 
In einem vor dem Niedersächsischen Finanzgericht (FG) ausgetragenen Streitfall hat ein Steuer-
pflichtiger ein Fahrtenbuch geführt, welches kleinere Mängel in Form von Abkürzungen, ausgelas-
sene Umwege und abweichende Kilometerangaben aufwies. Für das Finanzamt hätten diese Män-
gel die Anwendung der 1-%-Regelung gerechtfertigt, das FG widersprach dem aber. 
Nach seiner Auffassung sind im entschiedenen Fall die Angaben, trotz der aufgeführten Mängel, 
insgesamt schlüssig und damit auch steuerlich anzuerkennen. Bei Einzelfällen ist es Aufgabe des 
Finanzamtes, fehlende Angaben aus vorliegenden Unterlagen zu ermitteln, sodass Unklarheiten 
geklärt werden können.  
Sofern die gemachten Angaben in dem jeweiligen Einzelfall noch glaubhaft sind, darf nicht zur 1-
%-Regelung gewechselt werden. Nach Auffassung des FG ist diese aufgrund einer möglichen 
Übermaßbesteuerungen nicht leichtfertig anzuwenden. 
 
 
6. Beitragsbemessungsgrenzen, Sachbezugswerte und Künstlersozialabgabe für 2022 
 
Mit den neuen Rechengrößen in der Sozialversicherung werden die für das Versicherungsrecht 
sowie für das Beitrags- und Leistungsrecht in der Sozialversicherung maßgebenden Grenzen be-
stimmt. Für das Jahr 2022 gelten folgende Rechengrößen: 
• Arbeitnehmer sind nicht gesetzlich krankenversicherungspflichtig, wenn sie im Jahr mehr als 

64.350 € bzw. im Monat mehr als 5.362,50 € verdienen. 
• Die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge werden von jährlich höchstens 58.050 € bzw. 

von monatlich höchstens 4.837,50 € berechnet. 
• Die Bemessungsgrenze für die Renten- und Arbeitslosenversicherung beträgt 84.600 € in den 

alten Bundesländern (aBL) bzw. 81.000 € in den neuen Bundesländern (nBL) im Jahr. 
• Die Renten- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge werden von höchstens 7.050 € (aBL) bzw. 

6.750 € (nBL) monatlich berechnet. 
• Die Bezugsgröße in der Sozialversicherung ist auf 3.290 € (aBL) bzw. 3.150 € (nBL) monatlich, 

also 39.480 € (aBL) bzw. 37.800 € (nBL) jährlich festgelegt. 
• Die Geringfügigkeitsgrenze liegt weiterhin bei 450 € monatlich.  
Der Beitragssatz für die Krankenversicherung beträgt weiterhin 14,6 % (zzgl. individuellem Zu-
satzbeitrag je nach Krankenkasse). Auch der Rentenversicherungsbeitragssatz bleibt stabil bei 
18,6 %, der Beitragssatz für die Arbeitslosenversicherung ist – befristet bis 31.12.2022 – auf 2,4 
% gesenkt. Der Beitragssatz für die Pflegeversicherung beträgt weiterhin 3,05 %. Der Beitragssatz 
zur Pflegeversicherung für Kinderlose, die das 23. Lebensjahr bereits vollendet haben, erhöht sich 
von 3,3 % auf 3,4 %. Der Beitragszuschlag für Kinderlose, den der Arbeitnehmer weiterhin allein 
trägt, erhöht sich ab dem 1.1.2022 von 0,25 % auf 0,35 %. Kinderlose Versicherte tragen ab 
dem 1.1.2022 (1,525 % + 0,35 % =) 1,875 %, die Arbeitgeber weiterhin 1,525 %.  
 Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sind – wie auch der Zu-
satzbeitrag, wenn die Krankenversicherungen einen solchen erheben – seit dem 1.1.2019 wieder 
je zur Hälfte von Arbeitgebern und Beschäftigten zu tragen (Ausnahmen gelten für das Bundes-
land Sachsen: Hier trägt der Arbeitnehmer 2,025 % und der Arbeitgeber 1,025 % des Beitrags zur 
Pflegeversicherung).  



• Sachbezugswerte: Der Wert für Verpflegung erhöht sich ab 2022 von 263 € auf 270 € monat-
lich (Frühstück 56 €, Mittag- und Abendessen je 107 €). Demzufolge beträgt der Wert für ein 
Mittag- oder Abendessen 3,57 € und für ein Frühstück 1,87 €. Der Wert für die Unterkunft er-
höht sich auf 241 €. Bei einer freien Wohnung gilt grundsätzlich der ortsübliche Mietpreis. Be-
sonderheiten gelten für die Aufnahme im Arbeitgeberhaushalt bzw. für Jugendliche und Auszu-
bildende und bei Belegung der Unterkunft mit mehreren Beschäftigten. 

• Künstlersozialabgabe: Die Künstlersozialabgabe wird als Umlage erhoben. Nach der neuen 
Verordnung wird auch im Jahr 2022 der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung für die be-
troffenen Unternehmen unverändert 4,2 % betragen. 

 
 
7. Keine neuen Auslandspauschalen für das Jahr 2022 
 
Aufgrund der noch immer andauernden Pandemie, werden die Auslandstage- und Auslandsüber-
nachtungsgelder nach dem Bundesreisekostengesetz zum 1.1.2022 nicht neu festgesetzt. Wie 
das Bundesfinanzministerium (BMF) mitteilte, gelten noch immer die Inhalte des BMF-Schreibens 
vom 3.12.2020 als maßgeblich.  
Demzufolge sind die dort veröffentlichten steuerlichen Pauschbeträge auch für das Kalender-
jahr 2022 anzuwenden. Die Auslandsreisekosten finden Sie auch auf der Homepage des BMF: 
www.bundesfinanzministerium.de und dort unter > Service > Publikationen > BMF-Schreiben. 
 
 
8. Neue Regelungen in der Heizkostenverordnung 
 
Am 5.11.2021 hat der Bundesrat einer Regierungsverordnung zugestimmt, die neue Regeln zur 
Heizkostenabrechnung vorsieht. Er knüpfte seine Zustimmung allerdings an die Bedingungen, 
dass die Verordnung bereits nach 3 Jahren sach- und fachgerecht beurteilt wird. Ziel ist es, mög-
lichst frühzeitig erkennen zu können, ob zusätzliche Kosten für Mieterinnen und Mieter entstehen 
und diese ohne Ausgleich belastet werden. 
Seit Anfang Dezember 2021 müssen neu installierte Zähler aus der Ferne ablesbar sein und bis 
Ende 2026 bestehende Zähler entsprechend nachgerüstet oder ersetzt werden. Ferner muss die 
Heizkostenabrechnung einen Vergleich zum vorherigen Verbrauch und zum Durchschnittsver-
brauch enthalten. 
Es dürfen nur noch solche fernauslesbaren Ausstattungen zur Verbrauchserfassung installiert 
werden, die einschließlich ihrer Schnittstellen mit den Ausstattungen gleicher Art anderer Herstel-
ler interoperabel sind und dabei den Stand der Technik einhalten. Die Interoperabilität ist in der 
Weise zu gewährleisten, dass im Fall der Übernahme der Ablesung durch eine andere Person die-
se die Ausstattungen zur Verbrauchserfassung selbst fernablesen kann. Das Schlüsselmaterial 
der fernablesbaren Ausstattungen zur Verbrauchserfassung ist dem Gebäudeeigentümer kosten-
frei zur Verfügung zu stellen. 
Sofern fernablesbare Zähler oder Heizkostenverteiler installiert sind, sollen Mieter regelmäßig 
Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen erhalten. Sie sollen so zu einem bewussten und 
sparsamen Umgang mit Wärmeenergie angeregt werden, damit sie ihr Heizverhalten anpassen 
und damit Energiekosten sowie CO

2
-Emissionen reduzieren. 

Wenn die Abrechnungen auf dem tatsächlichen Verbrauch oder auf den Ablesewerten von Heiz-
kostenverteilern beruhen, muss der Gebäudeeigentümer den Nutzern für Abrechnungszeiträume, 
die ab dem 1.12.2021 beginnen, zusammen mit den Abrechnungen detaillierte Informationen 
zukommen lassen, wie z. B. den Anteil der eingesetzten Energieträger, die erhobenen Steuern, 
Abgaben und Zölle.  
Ferner ist ein Vergleich des aktuellen Heizenergieverbrauchs mit dem Verbrauch des letzten Ab-
rechnungszeitraums und ein Vergleich mit dem Durchschnitts-Endnutzer derselben Nutzerkatego-
rie vorzunehmen. 



 
 
9.  Eintragung im Transparenzregister bei Überbrückungshilfe 
 
Im Rahmen der Beantragung von coronabedingter Überbrückungshilfe ist z. B. zu erklären, dass 
die tatsächlichen Eigentümerverhältnisse der Antragstellenden durch Eintragung ihrer wirtschaft-
lich Berechtigten in das Transparenzregister erfolgt ist. 
So führt das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie auf seiner Homepage aus, dass auf 
der für die Eintragung vorgesehenen Internetseite des Transparenzregisters 
(www.transparenzregister.de) die Möglichkeit besteht, die entsprechenden Daten zu übermitteln. 
Im Sinne des Antragsverfahrens ist die Pflicht der antragstellenden Unternehmen mit der Über-
mittlung abgeschlossen. Darüber erhalten diese auch automatisch und sofort eine entsprechende 
Nachricht. Soweit die Bewilligungsstelle einen Nachweis über die tatsächlichen Eigentümerver-
hältnisse nicht bereits im Rahmen der Antragstellung anfordert, muss die Eintragung ins Trans-
parenzregister spätestens zu dem Zeitpunkt erfolgt sein, zu dem die Schlussabrechnung vorge-
legt wird. 
Diese Erklärungspflicht besteht nicht für Unternehmen, bei denen bis zum 31.7.2021 die Mittei-
lungsfiktion griff, für eingetragene Kaufleute oder GbRs oder für ausländische Gesellschaften, 
wenn sie entsprechende Angaben bereits an ein anderes Register eines Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union übermittelt haben. 
 
 
10. Keine Kontoführungsentgelte für Bausparverträge 
 
Bausparkassen dürfen für die Kontoführung auch in der Ansparphase kein Entgelt verlangen, ent-
schieden die Richter des Oberlandesgerichts Celle (OLG) in ihrem Urteil vom 17.11.2021. In dem 
Fall hatte eine Bausparkasse in ihren allgemeinen Bedingungen für Bausparverträge (Bausparbe-
dingungen) eine Entgeltklausel vorgegeben, nach der für jedes Konto ein „Jahresentgelt“ von 12 € 
zu zahlen war.  
Die Richter führten aus, dass es dem gesetzlichen Leitbild eines Bausparvertrages widerspricht, 
ein Entgelt für die Kontoführung in der Ansparphase zu verlangen. In dieser Phase ist der Bau-
sparkunde der Darlehensgeber, der nach der gesetzlichen Regelung kein Entgelt für die Hingabe 
des Darlehens schuldet. Zudem verwaltet die Bausparkasse die Bausparkonten im eigenen Inte-
resse, weil sie die Einzahlungen sämtlicher Bausparer geordnet entgegennehmen und erfassen 
muss. Der Bausparkunde erhält durch diese Leistungen der Bausparkasse schließlich ebenso 
wenig wie die Gesamtheit aller Bausparer einen besonderen Vorteil, sondern nur das, was nach 
den vertraglichen Vereinbarungen und gesetzlichen Bestimmungen ohnehin erwartet werden darf. 
Das OLG hat die Revision gegen diese Entscheidung zugelassen, da eine höchstrichterliche Klä-
rung betreffend die Ansparphase bislang noch aussteht. 
 
 
11. Änderungen bei der Krankschreibung 
 
Arbeitsunfähigkeitsfeststellung per Video: Bereits seit Oktober 2020 können Ärzte mittels Vi-
deosprechstunde die Arbeitsunfähigkeit von Versicherten feststellen. Allerdings gilt dies bislang 
nur für die Versicherten, die in der Arztpraxis bereits bekannt sind. Zukünftig können auch Patien-
ten per Videosprechstunde krankgeschrieben werden, die dem Vertragsarzt unbekannt sind. Ei-
nen entsprechenden Beschluss hat der Gemeinsame Bundesausschuss am 19.11.2021 gefasst. 
Achtung: Für in der Arztpraxis unbekannte Versicherte ist die Krankschreibung bis zu 
3 Kalendertage möglich, für bekannte Versicherte bis zu 7 Kalendertage. 
Elektronische Übermittlung einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung: Mit einer Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung (AU-Bescheinigung) bestätigt ein Arzt eine festgestellte Erkrankung, die den 



Arbeitnehmer am Erbringen der Arbeitsleistung hindert. Die AU-Bescheinigung muss dem Arbeit-
geber i. d. R. spätestens am vierten Tag der AU vorliegen. Der Arbeitgeber kann die Vorlage aber 
auch schon eher verlangen.  
Die Übermittlung der AU-Bescheinigung an die Krankenkasse des Arbeitnehmers erfolgt seit dem 
1.10.2021 digital durch den behandelnden Arzt. Bisher informierte der Arbeitnehmer die Kran-
kenkasse über die AU.  
Ab dem 1.7.2022 werden auch Arbeitgeber in das elektronische Verfahren einbezogen. Der Ar-
beitgeber kann die erforderlichen Daten jeweils bei Vorliegen einer Berechtigung elektronisch bei 
der Krankenkasse abrufen, welche daraufhin die relevanten Arbeitsunfähigkeitsdaten übermittelt. 
Fordert ein Arbeitgeber Meldungen über Arbeitsunfähigkeitszeiten bei einer Krankenkasse an, ist 
hierfür von ihm der Datenaustausch eAU verpflichtend einzusetzen. Ab dem 1.7.2022 erhält ein 
arbeitsunfähig erkrankter Patient also nur noch ein Papierexemplar für die persönlichen Unterla-
gen. 
 
 
12. Keine Erschwerniszulage für das Tragen einer OP-Maske 
 
Beschäftigte der Reinigungsbranche, die bei der Durchführung der Arbeiten eine sogenannte OP-
Maske tragen, haben keinen Anspruch auf einen tariflichen Erschwerniszuschlag. Zu dieser Ent-
scheidung kam das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg (LAG) in seinem Urteil vom 
17.11.2021. 
In dem entschiedenen Fall war ein Arbeitnehmer als Reinigungskraft beschäftigt. Auf das Arbeits-
verhältnis fand der für allgemeinverbindlich erklärte Rahmentarifvertrag für die gewerblichen Be-
schäftigten in der Gebäudereinigung (RTV) Anwendung. Dieser sieht bei Arbeiten mit persönlicher 
Schutzausrüstung, bei denen eine vorgeschriebene Atemschutzmaske verwendet wird, einen Zu-
schlag von 10 % vor. 
Der geforderte Erschwerniszuschlag ist nach Auffassung der LAG-Richter nur zu zahlen, wenn die 
Atemschutzmaske Teil der persönlichen Schutzausrüstung des Arbeitnehmers ist. Dies ist bei 
einer OP-Maske nicht der Fall, weil sie – anders als eine FFP2- oder FFP3-Maske – nicht vor allem 
dem Eigenschutz des Arbeitnehmers, sondern dem Schutz anderer Personen dient. 
 
 
13. Urlaubsberechnung bei Kurzarbeit 
 
Fallen aufgrund von Kurzarbeit einzelne Arbeitstage vollständig aus, ist dies bei der Berechnung 
des Jahresurlaubs zu berücksichtigen. Zu dieser Entscheidung kam das Bundesarbeitsgericht am 
30.11.2021. 
In dem entschiedenen Fall war eine Arbeitnehmerin an 3 Tagen wöchentlich als Verkaufshilfe be-
schäftigt. Bei einer Sechstagewoche hätte ihr nach dem Arbeitsvertrag ein jährlicher Erholungsur-
laub von 28 Werktagen zugestanden. Dies entsprach bei einer vereinbarten Dreitagewoche einem 
Urlaubsanspruch von 14 Arbeitstagen. 
Aufgrund Arbeitsausfalls durch die Corona-Pandemie führte der Arbeitgeber Kurzarbeit ein. Dazu 
trafen die Parteien Kurzarbeitsvereinbarungen, auf deren Grundlage die Arbeitnehmerin u. a. in 
den Monaten April, Mai und Oktober 2020 vollständig von der Arbeitspflicht befreit war und in den 
Monaten November und Dezember 2020 insgesamt nur an 5 Tagen arbeitete. Aus Anlass der 
kurzarbeitsbedingten Arbeitsausfälle nahm der Arbeitgeber eine Neuberechnung des Urlaubs vor. 
Er bezifferte den Jahresurlaub für das Jahr 2020 auf 11,5 Arbeitstage. 
Der kurzarbeitsbedingte Ausfall ganzer Arbeitstage rechtfertigt eine unterjährige Neuberechnung 
des Urlaubsanspruchs. Aufgrund einzelvertraglich vereinbarter Kurzarbeit sind ausgefallene Ar-
beitstage weder nach nationalem Recht noch nach Unionsrecht Zeiten mit Arbeitspflicht gleichzu-
stellen. Der Urlaubsanspruch aus dem Kalenderjahr 2020 übersteigt deshalb nicht die vom Ar-
beitgeber berechneten 11,5 Arbeitstage. 



 
 
14. COVID-19-Quarantäne – Nichtanrechnung auf Urlaub 
 
In einem vom Landesarbeitsgericht Düsseldorf (LAG) am 15.10.2021 entschiedenen Fall befand 
sich eine Arbeitnehmerin in der Zeit vom 10.12. bis 31.12.2020 im Erholungsurlaub. Nach einem 
Kontakt mit ihrer mit  
COVID-19 infizierten Tochter ordnete das Gesundheitsamt zunächst eine häusliche Quarantäne 
bis zum 16.12.2020 an. Bei einer Testung am 16.12.2020 wurde bei der Arbeitnehmerin eine 
Infektion mit COVID-19 festgestellt. Daraufhin ordnete das Gesundheitsamt für sie mit Bescheid 
vom 17.12.2020 häusliche Quarantäne bis zum 23.12.2020 an. Das Schreiben enthielt den Hin-
weis, dass sie als Kranke im Sinne des Infektionsschutzgesetzes anzusehen ist.  
Eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung durch einen Arzt ließ sie sich nicht ausstellen. Die Arbeit-
nehmerin verlangte vom Arbeitgeber die Nachgewährung von 10 Urlaubstagen für die Zeit vom 
10.12. bis 23.12.2020. Sie meinte, diese waren wegen der durch das Gesundheitsamt verhängten 
Quarantäne nicht verbraucht. 
Die Nichtanrechnung der Urlaubstage bei bereits bewilligtem Urlaub erfordert jedoch, dass durch 
ein ärztliches Zeugnis nachgewiesen ist, dass aufgrund der Erkrankung Arbeitsunfähigkeit gege-
ben ist. Daran fehlte es hier. 
 
 
15. Eigenbedarfskündigung – Umzug wegen Erkrankung unzumutbar 
 
Die Wirksamkeit einer Kündigungserklärung setzt voraus, dass die Gründe für ein berechtigtes 
Interesse des Vermieters an der Beendigung des Mietverhältnisses in dem Kündigungsschreiben 
angegeben sind. Bei einer Kündigung wegen Eigenbedarfs ist daher grundsätzlich die Angabe der 
Person, für die die Wohnung benötigt wird, und die Darlegung des Interesses, das diese Person an 
der Erlangung der Wohnung hat, ausreichend. 
Der Mieter kann jedoch einer an sich gerechtfertigten ordentlichen Kündigung des Vermieters 
widersprechen und von ihm die Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangen, wenn die Beendi-
gung für ihn oder seine Familie eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berech-
tigten Interessen des Vermieters nicht zu rechtfertigen ist. 
Auch wenn ein Mieter seine Behauptung, ihm ist ein Umzug wegen einer bestehenden Erkrankung 
nicht zuzumuten, unter Vorlage bestätigender ärztlicher Atteste geltend macht, ist im Falle des 
Bestreitens dieses Vortrags regelmäßig die Einholung eines Sachverständigengutachtens zu der 
Art, dem Umfang und den konkreten Auswirkungen der beschriebenen Erkrankung auf die Lebens-
führung des betroffenen Mieters im Allgemeinen und im Falle des Verlusts der vertrauten Umge-
bung erforderlich. 
 
 
16. Veräußerung eines versprochenen Gegenstandes vor Eintritt des Erbfalls 
 
In einem vom Oberlandesgericht Koblenz am 26.11.2020 entschiedenen Fall hatte eine Erblasse-
rin ihrem Lebensgefährten ihren VW Polo vermacht. Diesen hatte sie aber 4 Monate vor ihrem Ab-
leben verkauft. Der Lebensgefährte meinte, dass das Vermächtnis so auszulegen ist, dass er den 
Erlös aus dem Verkauf des Fahrzeugs als Surrogat erhalten sollte. 
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch gilt im Zweifel der Anspruch auf Ersatz des Wertes als ver-
macht, wenn der Gegenstand dem Erblasser entzogen oder untergegangen ist. Die freiwillige Ver-
äußerung des vermachten Gegenstandes ist keine Entziehung, und sie bewirkt auch nicht den 
Untergang des Gegenstandes. Der Lebensgefährte hatte daher keinen Anspruch auf den Ver-
kaufserlös. 
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 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
  
  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2021: November = 110,5; Oktober = 110,7; September = 110,1;  
August = 110,1; Juli = 110,1; Juni = 109,1; Mai = 108,7; April = 108,2;  
März = 107,5; Februar = 107,0; Januar = 106,3 
2020: Dezember = 105,5 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann je-
doch nicht übernommen werden.  
 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichem Gruß                     Mit freundlichem Gruß 

 
  Burghard Solinsky                            Sven Rothenbacher 
        Steuerberater                                     Steuerberater 
 


